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Der zu Jahresbeginn vom französischen Präsidenten angekündigte Gesetzentwurf
zur „Bekämpfung falscher Informationen“ wurde der Nationalversammlung am
21. März 2018 vorgelegt, ebenso wie der Entwurf eines Organgesetzes, das den
Gesetzentwurf vervollständigt, um zu gewährleisten, dass die Bestimmungen
auch für den Präsidentschaftswahlkampf gelten. Im erläuternden Bericht heißt es,
das Gesetz ziele darauf ab, „möglichen Destabilisierungsversuchen, die bei den
bevorstehenden Wahlen auftreten könnten, entgegenzuwirken“. Drei
Reformbereiche sind vorgesehen, allem voran die Einführung neuer Instrumente
zur besseren Bekämpfung der Verbreitung von Fake News.

Während der Vorwahlzeit und in der eigentlichen Wahlperiode (d.h. ab dem
Datum der Veröffentlichung der Verordnung über die Einberufung der Wähler)
sollen in einem ersten Schritt die Plattformen zu mehr Transparenz verpflichtet
werden. Damit soll zum einen den Behörden die Möglichkeit gegeben werden,
eventuelle Kampagnen zur Destabilisierung von Einrichtungen durch die
Verbreitung falscher Informationen aufzudecken. Zum anderen sollen die
Internetnutzer insbesondere erfahren können, wer gesponserte Inhalte schaltet. In
einem zweiten Schritt soll dafür gesorgt werden, dass die Verbreitung von Fake
News durch kurzfristige gerichtliche Entscheidungen unterbunden wird. Zu
diesem Zweck soll ein Mechanismus eingerichtet werden, der in Kraft tritt, wenn
falsche Informationen (mit Ausnahme von parodistischen oder satirischen
Inhalten) bzw. solche, die den ordnungsgemäßen Ablauf der Wahlen stören
könnten, massiv und künstlich (d. h. insbesondere durch gesponserte oder
beworbene Inhalte unter Verwendung automatisierter Tools, so genannter „Bots“)
online verbreitet werden. Der Zivilrichter kann dann im Rahmen einer
einstweiligen Verfügung innerhalb von 48 Stunden die Löschung der Website, die
Entfernung der betreffenden Inhalte sowie das Verbot ihrer erneuten Online-
Bereitstellung, die Schließung des Kontos eines Nutzers, der wiederholt zur
Verbreitung dieser Inhalte beigetragen hat, oder sogar die Sperrung des Zugangs
zur Website anordnen.

Titel II des Gesetzentwurfs soll es dem Conseil Supérieur de l'Audiovisuel
(Rundfunkaufsichtsbehörde - CSA) ermöglichen, die Ausstrahlung von
Fernsehdiensten zu verhindern, auszusetzen oder zu beenden, die von einem
ausländischen Staat kontrolliert werden und die den grundlegenden Interessen
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des Landes schaden oder sich an einer Maßnahme zur Destabilisierung seiner
Institutionen beteiligen, insbesondere durch Ausstrahlung von
„Falschnachrichten“ im Sinne des Gesetzes von 1881. Diese Ermächtigung gilt
insbesondere für Aktivitäten aller mit der Herausgebergesellschaft eines solchen
Senders verbundenen Unternehmen sowie für die auf allen elektronischen
Kommunikationsdiensten der Öffentlichkeit zur Verfügung gestellten Inhalte
(insbesondere soziale Netzwerke oder Presse-Websites). Damit soll gewährleistet
sein, dass der CSA alle Strategien erfasst, die von bestimmten Staaten verfolgt
werden könnten. Darüber hinaus sieht der Gesetzentwurf folgende Maßnahmen
vor: ein außerordentliches administratives Verfahren zur Aussetzung der
Ausstrahlung eines vertragsgebundenen Dienstes während einer Wahlperiode,
wenn der ausgestrahlte Inhalt dazu dient, den ordnungsgemäßen Ablauf des
Wahlkampfs zu stören; die Möglichkeit für den CSA, einen Vertrag aufzukündigen;
das Erlassen einer einstweiligen Verfügung, die es dem Richter ermöglicht, die
Verbreitung eines Dienstes aus den gleichen Gründen unverzüglich auszusetzen
wie denjenigen, die den CSA zur Kündigung einer Vereinbarung ermächtigen.

Schließlich wird die Verpflichtung zur Mitwirkungspflicht der technischen
Vermittler verschärft. Titel III des Gesetzentwurfs schafft im Rahmen der Loi pour
la confiance en l'économie numérique (Gesetz über das Vertrauen in die digitale
Wirtschaft − LCEN) vom 21. Juni 2004 einen Artikel, welcher die den technischen
Vermittlern auferlegten Kooperationsverpflichtungen um die Bekämpfung von
Falschinformationen ergänzt. Diese stärkere Mitwirkung bedeutet für die
betroffenen Anbieter erweiterte Pflichten. Neben der Verpflichtung, alle ihnen zur
Kenntnis gebrachten rechtswidrigen Inhalte unverzüglich zu entfernen („Notice
and take down“), sieht der Text vor, die Diensteanbieter zu verpflichten, ein leicht
zugängliches und sichtbares System einzurichten, das es jeder Person ermöglicht,
sie einerseits auf Inhalte, die falsche Informationen darstellen, aufmerksam zu
machen, und andererseits die zuständigen Behörden unverzüglich über solche
von den Internetnutzern angezeigten Inhalte zu informieren. Schließlich müssen
sie die Mittel veröffentlichen, die sie für die Bekämpfung der Verbreitung falscher
Informationen bereitstellen. Bei dieser dritten Verpflichtung handelt es sich um
eine Querschnittsverpflichtung, die bei der Umsetzung der ersten beiden
Verpflichtungen für Transparenz sorgt.

Die Regierung hat wissen lassen, dass sie das beschleunigte Verfahren zur
Prüfung des Entwurfs eingeleitet hat. Es wird also nur eine Lesung in jeder
Parlamentskammer geben. Angesichts des vollen Terminkalenders der
Nationalversammlung wird die Debatte kaum vor der Woche des 11. Juni
stattfinden.

Proposition de loi "relative à la lutte contre les fausses informations

http://www.assemblee-nationale.fr/15/propositions/pion0799.asp
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